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Seit Monaten versucht das islamistische Regime, die Massenproteste und -erhebungen, die nach
dem Mord an Jina Mahsa Amini das Land erschüttern, im Blut zu ertränken.

Im September 2022 erfasste die Bewegung das gesamte Land und nahm vorrevolutionäre
Dimensionen mit Hunderttausenden auf den Straßen, regionalen befristeten Generalstreiks an. Die
Frauen aus der Arbeiter:innenklasse standen an der Spitze der Bewegung. Die Universitäten
bildeten ebenso Zentren des Widerstandes wie die unterdrückten Nationalitäten, deren Regionen
zeitweilig durch lokale Massenstreiks vollständig paralysiert wurden. Immer wieder traten auch
wichtige Sektoren der Arbeiter:innenklasse durch Arbeitsniederlegungen und Streikaufrufe massiv
in Erscheinung.

Die Losung „Jin, Jiyan, Azadî“ (Frauen, Leben, Freiheit) war von Beginn weit mehr als die Forderung
nach vollen demokratischen und sozialen Rechten für Frauen und andere Unterdrückte, sondern
untrennbar mit dem Ziel verbunden, das Mullah-Regime zu stürzen.

Der Ausbruch der Revolution war selbst Resultat der brutalen Repression durch die theokratische
Diktatur, ihren Staatsapparat und ihre Scherg;innen. Die reaktionären Bekleidungsvorschriften
bildeten so einen Fokus, eine Zusammenfassung eines unterdrückerischen patriarchalen Systems,
das zwar weit ältere Wurzeln als die Mullah-Herrschaft aufweist, in denen sich jedoch der Charakter
letzterer öffentlich, ideologisch, repressiv, ja mörderisch zusammenfasst.

Zugleich erzeugte die tiefe ökonomische Krise den sozialen Hintergrund der Bewegung. Der
islamistische Kapitalismus verwehrt seinen Untertan:innen, allen voran den Frauen und
unterdrückten Nationalitäten, nicht nur jede Form der Gleichheit. Er ist immer weniger in der Lage,
das Überleben, die Reproduktion der Ausgebeuteten auch nur als Ausgebeutete zu sichern. Seit
2018/19 betrug die Inflationsrate pro Jahr zwischen 30 und 40 %. 2023 soll sie über 40 % betragen.
Die Preissteigerungen für Lebensmittel spiegelt das jedoch keineswegs wider. Diese lagen 2022
selbst nach offiziellen staatlichen Angaben bei ca. 100 %.

Repression

Es ist daher kein Wunder, dass das Regime über wenig Spielraum zu Befriedung der Proteste
verfügt. Und die wirtschaftlichen Probleme werden auch 2023 nicht geringer werden.

Daher setzt das Regime vor allem auf Repression und ideologische Mobilmachung, verbunden mit
kleineren Zugeständnissen. So wurde die besonders verhasste Sittenpolizei, die auch Jina Mahsa
Amini umbrachte, als Resultat der Proteste von den Straßen zurückgezogen. Teile des Regimes
kündigten sogar die Auflösung der Einheiten an. Ob diese wirklich erfolgt, bleibt jedoch ungewiss.

In jedem Fall ging das Regime, gestützt auf die Polizei, die ultrareaktionären Repressionswächter,
Geheimdienste und den Überwachungsapparat mit extremer Brutalität vor.

Seit September 2022 wurden mindestens 520 Demonstrant:innen getötet und mehr als 19.000
festgenommen. Seit Wochen werden Oppositionellen öffentlich Prozesse gemacht und diese
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medienwirksam zum Tode verurteilt und hingerichtet. Auch wenn einzelne Proteste Verschiebungen
von Exekutionen erreichen konnten, so lässt sich seit Wochen eine Stärkung des Regimes
beobachten. Öffentliche Prozesse und Hinrichtungen wegen Blasphemie in Kombination mit
„Vaterlandsverrat“ erfüllen dabei zwei Funktionen: Einerseits sollen sie die Stärke und Einheit des
Regimes, seines Staats- und Repressionsapparates zur Schau stellen und so auch dem reaktionären
Anhang, über den die islamistische Diktatur durchaus auch verfügt, Zuversicht und Stärke
vermitteln. Zweifelnden und schwankenden Elemente in der Elite oder ihren angelagerten Schichten
soll vermittelt werden, dass es sich nicht lohnt, „abtrünnig“ zu werden.

Andererseits soll sowohl der Bewegung als auch ihren Aktivist:innen vermittelt werden, dass sie
trotz Massenunterstützung gegen das Regime nicht ankommen und vor die Alternative Tod oder
Kapitulation gestellt werden. Symbolträchtige Hinrichtungen wie jene des ehemaligen
Vizeverteidigungsministers und britischen Staatsbürgers Akbari sollen deutlich machen, dass
wirklich niemand geschont wird. Zudem soll dieser Fall auch suggerieren, dass die Opposition
eigentlich von westlichen Geheimdiensten gekauft und kontrolliert werde.

Zweifellos gibt es solche Oppositionspolitiker:innen, zweifellos versuchen proimperialistische,
bürgerliche oder auch monarchistische Kräfte, in der Bewegung Fuß zu fassen. Doch insgesamt
handelt es sich um eine monströse, reaktionäre Lüge, eine Verleumdung der Millionen Frauen,
Arbeiter:innen, Student:innen und der unterdrückten Nationalitäten in Kurdistan oder Belutschistan,
die für ihre Freiheit ihr Leben riskieren.

Tausende Inhaftierte und hunderte Ermordete sind heroische Kämpfer:innen, deren einziges
„Verbrechen“ darin bestand, gegen Ausbeutung und Unterdrückung aufzustehen. Bei den
inszenierten Prozessen und Hinrichtungen sollen nicht nur einzelne Personen, nur deren Mut und
Entschlossenheit ausgelöscht, sondern auch die revolutionären Möglichkeiten und Hoffnungen, die
in der Bewegung sichtbar wurden und die Massen erfassten, im Blut ertränkt werden. Die Ordnung,
die die Mullahs wieder festigen wollen, ist auf Leichen gebaut.

Verschiebung des Kräfteverhältnisses

Das Schlimmste an der Repression, an den barbarischen Hinrichtungen ist jedoch, dass sie eine
wirkliche Verschiebung des Kräfteverhältnisses zugunsten des Regimes ausdrücken. Ein Sieg der
Konterrevolution – und mag er auch nur zeitweilig sein – droht, sollte sich die Lage nicht
grundlegend verändern.

Angesichts dieser Situation stellen sich zwei, miteinander verbundene Fragen: 1. Warum kam es zu
dieser Verschiebung des Kräfteverhältnisses, obwohl Millionen das Regime stürzen wollten? 2.
Welche Lehren sind daraus zu ziehen, um bei einem neuen Ansturm besser vorbereitet und
erfolgreich zu sein?

Die Bewegung hatte im September und November das Regime politisch in die Defensive gedrängt.
Mehr und mehr Sektoren der Gesellschaft schlossen sich an. In einigen Branchen kam es zu
landesweiten Arbeitsniederlegungen, in den kurdischen Regionen zu befristeten Generalstreiks.
Aber auch wenn es Verbindungen zwischen einzelnen sozialen Bereichen, den Universitäten,
Betrieben, Städten und Regionen gab, so wurden keine zentralisierenden, die Bewegung
zusammenfassenden Kampfstrukturen gebildet.

Generalstreik und Bewaffnung

Diese wären jedoch unbedingt notwendig gewesen, um den spontanen Elan der Massen zu bündeln,
in der gemeinsamen landesweiten Aktion gegen das Regime – kurz in einem unbefristeten



Generalstreik zu seinem Sturz. Ein solcher Generalstreik hätte zugleich mit der Einberufung von
regelmäßigen Massenversammlungen und der Wahl von Aktionsräten zur Koordinierung und
Leitung des Kampfes einhergehen müssen. Er hätte zugleich die Etablierung seiner Schutzeinheiten
erfordert. Ohne Selbstverteidigungseinheiten, ohne Milizen der Arbeiter:innen und Volksmassen,
ohne Gewinnung der einfachen Soldat:innen der Armee und der Bildung von Soldatenausschüssen
und -räten hätte die zentralisierte, bewaffnete Macht des Regimes nicht gebrochen werden können.

Doch eine solche Politik muss politisch und ideell vorbereitet werden, um von den Massen auch
aufgegriffen werden zu können. In entscheidenden Situationen werden sie nicht spontan
verwirklicht. Es erfordert vielmehr eine politische Kraft, die für diese Perspektive kämpft und ihr ein
politisches Ziel gibt.

Eine solche Kraft gab es nicht. Und selbst wenn sich ein Generalstreik und Räte aus der Dynamik
des Kampfes entwickelt hätten, also eine Doppelmachtsituation entstanden wäre, so hätte das noch
nicht das gesamte Problem gelöst.

Welche Revolution?

Ein Generalstreik hätte also die Frage aufgeworfen: Wer herrscht im Iran, welche gesellschaftliche
Kraft, welche Klasse übernimmt die Macht?

Die Bewegung hätte damit auch vor der Frage gestanden, welche Revolution nötig ist, um ihre
demokratischen Forderungen und die Klassenwidersprüche, die sie hervorgebracht haben, zu lösen.
Sollte die Umwälzung auf eine rein bürgerliche, auf die Einführung der rechtlichen Gleichheit der
Frauen und parlamentarisch-demokratische Verhältnisse beschränkt sein? Oder muss sie nicht
vielmehr demokratische und sozialistische Aufgaben verbinden, die Revolution permanent machen?

Die Erfahrung der iranischen Revolution (und eigentlich aller wichtigen Revolutionen des 20. und
21. Jahrhunderts) zeigen, dass die demokratischen Forderungen – im Iran insbesondere die nach
Gleichheit und Freiheit der Frauen – untrennbar mit der Klassenfrage verbunden sind.

Wirkliche Befreiung ist für die Frauen und unterdrückten Nationalitäten im Rahmen des
Kapitalismus im Iran letztlich unmöglich. Ihre Unterdrüclung mag unter einer anderen bürgerlichen
Herrschaftsform oder einer anderen Elite allenfalls elastischere Formen annehmen (und selbst das
ist keineswegs sicher).

Die Verbesserung der Lage der Massen – und insbesondere der Frauen und der unterdrückten
Nationen – ist unmöglich, ohne die Profite, den Reichtum, die Privilegien, das Privateigentum der
herrschenden Klasse im Iran anzugehen. Umgekehrt kann sich die Arbeiter:innenklasse selbst nur
dann zur wirklich führenden Kraft einer Revolution aufschwingen, wenn sie die entscheidenden
gesellschaftlichen Fragen mit der ihrer eigenen Befreiung, der Enteignung des Kapitals und der
Errichtung eine demokratischen Planwirtschaft verbindet. Ansonsten wird das Proletariat –
unabhängig vom Geschlecht – weiter eine Klasse von Lohnsklav:innen bleiben.

Die Klärung dieser Frage ist aber unbedingt notwendig, weil in der iranischen Oppositionsbewegung
auch bürgerliche und direkt reaktionäre, monarchistische Kräfte wirken (inklusive des
demokratischen Imperialismus und nicht-monarchistischer Kräfte). Deren Programm besteht im
Grunde darin, dass an die Stelle der aktuellen, islamistischen Sklavenhalter:innen neue, bürgerliche
und prowestliche treten (wenn nötig, im Bündnis mit Teilen des aktuellen Regimes).

Eine politische Kraft, die hingegen konsequent die Interessen der Arbeiter:innenklasse zum
Ausdruck bringt, muss mit allen unterdrückerischen Klassen und ihren Parteien brechen. Und das



heißt zuerst, sie darf ihre Ziele nicht auf rein demokratische, rein bürgerliche beschränken.

Die Frage von Sieg oder Niederlage ist dabei nicht nur eine des Überlebens für die iranischen
Massen, sondern auch von zentraler Bedeutung für den Befreiungskampf im gesamten Nahen Osten,
vor allem in jenen Ländern, wo das iranische Regime einen unmittelbar konterrevolutionären
Einfluss ausübt.

Revolutionäre Partei

Eine solche Perspektive und ein revolutionäres Programm, das demokratische und soziale
Forderungen mit sozialistischen verbindet und in der Errichtung einer Arbeiter:innen- und Bauern-
/Bäuerinnenregierung gipfelt, entsteht nicht von alleine. Sie erfordern eine Kraft, die bewusst dafür
in der Arbeiter:innenklasse, an den Universitäten und Schulen, unter der Jugend, den Frauen und
unterdrückten Nationalitäten kämpft.

Nur so kann der stetige Vormarsch der Konterrevolution hier und jetzt gestoppt werden – und
diejenigen, die am beharrlichsten für solche Forderungen kämpfen und dabei nicht nur die Lehren
aus den letzten vier Monaten, sondern letzten vier Jahrzehnten ziehen, sind diejenigen, die mit dem
Aufbau dieser Kraft, einer revolutionären Partei, beginnen können. Nur eine solche Partei wird in
der Lage sein, den Kampf unter allen Bedingungen zu führen, im Untergrund zu operieren, wenn es
nötig ist, und in Streiks, Gewerkschaften und vor allem in Massenbewegungen in Zeiten des
Aufschwungs der Kämpfe einzugreifen.


